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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung des Schwellenpreises 
für Olivenöl für das Wirtschaftsjahr 1 974/1 975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päisdien Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette ^), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
1707/73 2), insbesondere auf Artikel 4 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in der Erwägung, daß der Sdi wellenpreis so fest- 
gesetzt werden muß, daß der Verkaufspreis des 
eingeführten Erzeugnisses an dem in Artikel 13 Ab- 
satz 3 der Verordnung Nr. 136/66/EWG vorgesehe- 
nen Grenzübergangsort dem Marktrichtpreis ent- 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 175 
vom 29. Juni 1973, S. 5 


spricht. Unter Berücksichtigung der Kosten, die der 
Importeur derzeit nach dem Stadium des cif-Preises 
zu tragen hat, sollte der Schwellenpreis beibehalten 
werden, der um 2,00 Rechnungseinheiten unter dem 
Marktrichtpreis liegt 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 wird der Schwel- 
lenpreis für Olivenöl auf 93,00 Rechnungseinheiten 
je 100 Kilogramm festgesetzt. 

Artikel 2 

I Diese Verordnung tritt am 1. November 1974 in 
I Kraft. 

I Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
j lieh und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
15. Juli 1974 - Il4 - 680 70E-01- 29lll74: 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 24. Juni 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 

Eine Begründung war den Kommissionsvorschlägen nicht beigefügt. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der monatlichen 
Zuschläge zum Marktrichtpreis, zum Interventionspreis und zum Schwellenpreis 
für Olivenöl für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette ^), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
1707/73 ^), insbesondere auf Artikel 9, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 9 der Verordnung Nr. 136/66/EWG 
müssen der Marktrichtpreis, der Interventionspreis 
und der Schwellenpreis für Olivenöl vom 1. Januar 
1975 an zehn Monate lang monatlich erhöht wer- 
den. Diese Erhöhung muß für die drei Preise gleich 
sein. 

Diese monatlich gleichbleibenden Zuschläge wer- 
den unter Berücksichtigung der durchschnittlichen 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 175 
vom 29. Juni 1973, S. 5 


Lagerkosten und Zinsen in der Gemeinschaft festge- 
setzt. Es empfiehlt sich, die durchschnittlichen La- 
gerkosten unter Berücksichtigung der Kosten für 
die Lagerung des Öls in geeigneten Lagerräumen 
und der Kosten der für die einwandfreie Aufbe- 
wahrung des Öls erforderlichen Behandlung fest- 
zusetzen. Die Zinsen können auf der Grundlage 
eines durchschnittlichen Preises für Olivenöl in den 
Erzeugergebieten errechnet werden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 wird die Höhe 
der in Artikel 9 der Verordnung Nr. 136/66/EWG 
vorgesehenen und ab 1. Januar 1975 anwendbaren 
monatlichen Zuschläge auf 0,75 Rechnungseinhei- 
ten je 100 kg festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. November 1974 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 3209/73 über die Beihiife für Oiivenöi 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette ^), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
1707/73 2), insbesondere auf Artikel 10 Absatz 2, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 162/66/EWG des 
Rates vom 27. Oktober 1966 über den Handel mit 
Fetten zwischen der Gemeinschaft und Griechen- 
land^), insbesondere auf Artikel 8, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr. 3209/73 des Rates 
vom 27. November 1973 über die Beihilfe für Oli- 
venöl^) hat die Grundsätze festgelegt, nach denen 
den Olivenölerzeugern die in Artikel 10 der Ver- 
ordnung Nr. 136/66/EWG erwähnte Beihilfe für das 
Wirtschaftsjahr 1973/1974 gewährt wird. Es ist an- 
gebracht, diese Grundsätze für das Wirtschaftsjahr 
1974/1975 beizubehalten - 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 175 
vom 29. Juni 1973, S. 5 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 197 
vom 29. Oktober 1966, S. 3393/66 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 327 
vom 28, November 1973, S. 15 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

In Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 3209/73 
wird der Wortlaut „für das Wirtschaftsjahr 1973/ 
1974“ durch den Wortlaut „für das Wirtschaftsjahr 
1973/1974 und 1974/1975“ ersetzt. 

Artikel 2 

Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 3209/73 wird 
wie folgt ergänzt: 

„Die während den vergangenen Wirtschaftsjahren 
bereits eingerichteten Anbauerklärungen gelten 
ebenfalls für das Wirtschaftsjahr 1974/1975, ausge- 
nommen wenn der Betrieb des Erzeugers so weit- 
gehend geändert ist, daß die Möglichkeiten zur 
Produktion von Oliven und öl sich geändert ha- 
ben.“ 

Artikel 3 

Artikel 7, zweiter Gedankenstrich der Verordnung 
(EWG) Nr. 3209/73 erhält folgende Fassung: 

„ — vergleichen die in der letzten Anbauerklärung 
eines jeden Beteiligten enthaltenen Angaben 
mit den Angaben im Olivenanbaukataster 
oder, falls solche nicht vorliegen, mit den An- 
gaben der vorletzten Anbauerklärung. " 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am 1. November 1974 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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